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Günter Schmidt

Die Außen- und Sicherheitspolitik Japans 
im Kräftefeld Peking - Moskau - Washington

Durch den Abbau des amerikanischen Engage-
ments in Ostasien, das wachsende Gewicht der 
VR China, das Vordringen der Sowjetunion in 
den Indischen Ozean und nach Südasien so-
wie durch den unvermindert weiterbestehen-
den sino-sowjetischen Gegensatz ist die macht-
politische Szenerie im ostasiatisch-pazifischen 
Raum in Bewegung geraten. Nicht nur die drei 
betroffenen Großmächte, sondern mehr oder 
minder alle Staaten bzw. Staatengruppierun-
gen der Region tragen dieser Tatsache Rech-
nung durch Überprüfung und vorsichtige Neu-
ausrichtung ihrer bisherigen Politik.

Die Verringerung des Gegensatzes zwischen 
den USA und der VR China infolge der in der 
,Guam-Doktrin" niedergelegten neuen Ziel-
vorstellungen für die amerikanische Asien- 
Poli 1tik ) stellt besonders die bislang einseitig 
an den USA orientierte Außen- und Sicher-
heitspolitik Japans unter den Zwang, sich den 
veränderten Verhältnissen anzupassen und 
neue, eigene Wege zu suchen. Jede der drei 

Großmächte hat ihr eigenes spezifisches Ver-
hältnis zu dem Inselreich; alle drei liegen mit 
ihrem Einfluß in Ostasien in scharfem Wett-
streit und vertreten überdies sehr unterschied-
liche ideologische Auffassungen.

Den nicht unerheblichen nationalen Fähigkei-
ten und Möglichkeiten Japans kommt in die-
sem Kräftespiel eine erhöhte Bedeutung für 
die künftige Gestaltung der fernöstlich-pazi-
fischen Sphäre zu. Von der Geschicklichkeit 
der japanischen Außenpolitik bei den Ver-
handlungen über die künftigen Beziehungen 
zu der VR China, der UdSSR und den USA 
hängt es ab, ob und inwieweit Tokio neben 
einer wirtschaftlichen auch zu einer politischen 
und militärischen Großmacht aufsteigen wird. 
Bei diesen Überlegungen steht die Frage der 
Neuregelung des Verhältnisses zu Peking we-
gen seiner für Japan überragenden Bedeutung 
im Mittelpunkt.

Japans Verhältnis zur Volksrepublik China

Für das Verständnis der Problematik des 
chinesisch-japanischen Verhältnisses sind die 
persönlichen Beziehungen zwischen Chinesen

1) Diese sind in der Rede Nixons enthalten, die er 
anläßlich seines Besuchs in Bangkok am 29. Juli 
1971 gehalten hat, nachdem er sie bereits am 24. Juli 
auf der Pazifikinsel Guam der Presse mitgeteilt 
hatte. Amtlicher Wortlaut s. Die Welt v. 30. 7. 
1971. Zur sog. .Nixon-Doktrin“, den Vorstellungen 
amerikanischer Außenpolitik für die 70er Jahre 
S. R. M. Nixon, Die amerikanische Außenpolitik 
für die 70er Jahre. Ein Bericht des Präsidenten der 
Vereinigten Staaten an den Kongreß, USIS v. 9. 2. 
1972; dort finden sich die Ausführungen zur 
.Guam-Doktrin" auf S. 87 ff. 

und Japanern in den vergangenen Jahrzehnten 
seit Beginn des 20. Jahrhunderts wesentlich — 
einer Zeit der gärenden Unruhe unter der 
chinesischen Jugend, die sich damals gegen die 
imperiale Gewaltpolitik der europäischen 
Mächte gegenüber einem schwachen und inner-
lich zerrissenen China aufbäumte. Diese revol-
tierenden chinesischen Studenten mußten zuse-
hen, wie die „Barbaren" China unter sich in 
Interessensphären aufteilten. In ihrem Kampf 
für die Erneuerung Chinas und den Sturz der 
landfremden Mandschu-Dynastie schlossen sie 
sich in revolutionären Bünden und Geheim-
gesellschaften zusammen und fanden als poli-



tisch Verfolgte in Japan Asyl 2). Fasziniert 
von den Erfolgen der aufstrebenden japani-
schen Nation durch die Meiji-Erneuerung, 
sahen sie

3
 in ihr ein Vorbild und wollten zum 

Nutzen ihres Vaterlandes von Japan lernen ).

Schon sehr bald betrug ihre Zahl mehrere Tau-
send, unter ihnen Dr. Sun Yat-sen, der 1905 in 
Tokio den „chinesischen 4Revolutionsbund" ), 
Vorläufer der Kuomintang, gründete, und 
Tschiang Kai-schek, der auf japanischen Mili-
tärakademien ausgebildet wurde. Auch Yang 
Ch'ang-chi, später Lehrer und Schwiegervater 
Maos, hatte mehrere Jahre in Japan studiert 5 ). 
Aus dieser Zeit stammen viele Freundschaften 
zwischen Japanern und Chinesen, die sich al-
len politischen Wechselfällen zum Trotz bis 
heute erhalten haben und die bei der Bedeu-
tung von persönlichen Bindungen für den asia-
tischen Menschen für die heutigen Beziehun-
gen beider Staaten zueinander nicht zu unter-
schätzen sind.
So verband den im August 1971 im Alter von 
88 Jahren verstorbenen Kenz Matsumura eine 
lebenslange Freundschaft mit Liao Ch’eng-chih, 
der bis zur Kulturrevolution die — inoffiziel-
len — Gespräche über eine Normalisierung 
zwischen beiden Staaten leitete6). Matsumura 
war bis zu seinem Tode Vorkämpfer in der 
liberaldemokratischen Partei (Jimin-tö) für 
einen Ausgleich mit der VR China. Zur Trauer-

2) Vgl. dazu Kuo Hengyü, China und die „Barba-
ren“, 1967, S. 101 ff.
3) Es war die Zeit nach dem Frieden von Porth- 
mouth, der den russisch-japanischen Krieg been-
dete. Zum ersten Mal hatte ein asiatischer Staat 
eine europäische Großmacht besiegt.
4) Chung-kuo ke-ming t’ung-meng-hui; s. dazu S. 
Schram, Mao Tse-tung, S. 22, Anm. 1, und Kuo 
Hengyü, a. a. O., S. 106, dort auch weitere Anga-
ben.
5) Er starb 1920. Vgl. S. Schram, a. a. O„ S. 32—35. 
Mao Tse-tung heiratete dessen Tochter Yang 
K ai-hui, die im Juli 1930 von der Kuomintang 
in Tschangscha hingerichtet wurde (S. Schram, 
a. a. O„ S. 148). Ihr gemeinsamer Sohn Mao An- 
ying fiel später im Korea-Krieg (a. a. O., S. 265, 
Anm. 1).
6) über diese Beziehungen s. den Artikel „Hanseiki 
no fuk" (Das Unheil eines halben Jahrhunderts), 
in: Asahi shimbun v. 23. 4. 1970. 

feier entsandte Peking seinen Japan-Speziali-
sten und Vizepräsidenten des „Verbandes für 
chinesisch-japanische Freundschaft", Wang 
Kuo-chuan. Dieser bis dahin ranghöchste Be-
sucher aus der Volksrepublik wurde in Japan 
mit ausgesuchter Höflichkeit empfangen, ein 
Umstand, der aus der Verärgerung über die 
kurz zuvor angekündigte China-Reise Präsi-
dent Nixons allein nicht erklärbar ist. Wenn 
auch die „Zwei-China"-These damals noch 
einem Kontaktgespräch auf höchster Ebene im 
Wege stand, so gaben doch beide Seiten ihren 
Wunsch nach einer chinesisch-japanischen An-
näherung deutlich zu erkennen 7).

7) S. den ausführlichen Bericht in der „Welt“ v.
1. 9. 1971.
8) S. darüber ausführlich Sh. Yoshida, Japan im 
Wiederaufstieg, Düsseldorf-Köln 1963, S. 240—51. 
’) Vgl. Sh. Yoshida, a. a. O., S. 244.
10) An der Konferenz von San Franzisko (4.—8. 
Sept. 1951) nahm keine der beiden chinesischen
Regierungen teil, da man sich nicht darüber einigen 
konnte, welche von beiden China vertreten sollte;
s. Sh. Yoshida, a. a. O., S. 244; zu der amerikani-
schen Forderung s. Archiv der Gegenwart, 1952,
S. 3285 J.
") „Seikei-hunri"

Solchen persönlichen Verbindungen ist es zu 
verdanken, wenn ungeachtet jahrzehntelanger 
Spannungen und Kämpfe die Kontakte zwi-
schen beiden Staaten nie ganz abrissen. Als 
Japan in den Verhandlungen über den Frie-
densvertrag in San Franzisko 8) auch mit der 
inzwischen — am 1. Oktober 1949 — ausgeru-
fenen Volksrepublik China verhandeln wollte, 

9lehnten die USA ab ). Später zwang der 
amerikanische Delegierte J. F. Dulles die japa-
nische Regierung, einen separaten Vertrag 
mit der nationalchinesischen Regierung in Tai-
peh zu schließen, da andernfalls der Senat der 
Vereinigten Staaten die Ratifizierung des ame-
rikanisch-japanischen Friedensvertrages ver-
weigern würde 0).

Obgleich Japan in der Folgezeit die ame-
rikanische China-Politik unterstützte, ging es 
in seiner Hande

11

lspolitik gegenüber der VR 
China eigene Wege, die unter dem Prinzip der 
„Trennung von Politik und Wirtschaft“ ) zu 



einer beträchtlichen Ausweitung des beidersei-
tigen Handels führte. Abkommen zwischen 
China und japanischen Privatfirmen in den 
50er Jahren, das Ha

12

ndelsabkommen von 1962 
und der sogenannte „Memorandum"-Handel 
ab 1968 haben Japan an die erste Stelle der 
mit der VR China Handel treibenden Nationen 
gebracht ).  Aber obwohl der japanisch-chine-
sische Handelsaustausch an vierter Stelle der 
japanischen Außenhandelsbilanz steht, beträgt 
er doch nur 3 0/0 des Gesamtaußenhandels des 
Inselreiches gegenüber ca. 38 0/0 desjenigen 
mit den USA 13).

12) Zum neuesten Handelsabkommen von 1971 vgl. 
Die Welt vom 2. 3. 1971. 1970 erreichte der japa- 
nisch-chinesische Handel die Rekordhöhe von 825 
Millionen Dollar.
13) Zahlenangaben nach Statistical Yearbook of 
Japan 1971, passim.
14) Vgl. dazu M. Y. Cho, Sechs Phasen in den Be-
ziehungen Tokyo—Peking, in: Außenpolitik, 7/1966, 
S. 425 f.
15) Vgl. AP v, 23. 4. 1957.
16) W. Crome, in: Tagesspiegel v. 1. 12. 1961; vgl. 
dazu auch die umfangreichen Textsammlungen des 
japanischen Außenministeriums: „Nitchü kankei 
shiryöshü" (Materialsammlung zu den chinesisch-
japanischen Beziehungen), Tokio 1967, und „Nitchü 
kankei kihon shiryöshü" (Grundlegende Material-
sammlung zu den chinesisch-japanischen Beziehun-
gen), Tokio 1970.

17) Jap.: Kokumin gaikö, chin: kuo-min wai-chiao, 
oder — In der VR China gebraucht — jen-min wai 
chiao.

18) Zur „Volksdiplomatie“ vgl. M. Y. Cho, Die 
Volksdiplomatie — Eine Analyse der Beziehungen 
zwischen der Volksrepublik China und Japan, in: 
Europa Archiv 7/1971, S. 249 ff. Dort findet sich auch 
eine genaue Definition. Die japanische Erläuterung 
dieses Begriffes lautet: „Private Diplomatie, die sich 
auf die Allgemeinheit des Volkes stützt. Dadurch, 
daß sie den individuellen Umgang mit Ausländern 
vertieft, läßt sie freundschaftliche Beziehungen auch 
zwischen den Staaten entstehen", siehe „Shin.- 
Kokugo chjiten", Tokio 4967, S. 680. Von chine-
sischer Seite fehlt bisher — offensichtlich beabsich-
tigt — eine Erläuterung.
19) Text dieses Kommuniques bei M. Y. Cho, 
a. a. O., S. 254; japanischer Text in: „Nitchü kankei 
shiryöshü“, Tokio 1967, S. 90—92.

Besucher-Delegationen aus Japan waren in der 
Volksrepublik keine Seltenheit, wenn auch 
Abordnungen der japanischen Sozialistischen 
Partei (shakai-tö) dabei in der Überzahl wa-
ren. In diesen privaten und halboffiziellen Be-
suchen sah die chinesische Regierung ein ge-
eignetes Mittel, die Beziehungen zu Japan in 
ihrem Sinne zu lenken und die japanische 
Öffentlichkeit durch gezielte Verlautbarungen 
zu beeinflussen („Kommunique-Politik") 14 ). 
Beispiele dafür sind die chinesischen Äuße-
rungen gegenüber der japanischen Sozialisti-
schen Partei, als Mao Tse-tung 1957 einen 
chinesisch-japanischen Nichtangriffspakt vor-
schlug15 ), und das Angebot der „Aufnahme 
freundschaftlicher Beziehu

16
ngen zu Japan auf 

breitester Basis" ). Diese auf der Grundlage 
persönlicher Verbindungen und Kontakte be-

stehenden besonderen Beziehungen zwischen 
beiden Staaten unterhalb der Ebene des Aus-
tausches von diplomatischen Vertretern hatte 
als nächster Schritt eine weitere Eigentüm-
lichkeit des sino-japanische

17
n Verhältnisses zur 

Folge, die als „Volksdiplomatie" )  bekannt-
geworden ist. Gemeint ist damit eine Diploma-
tie von „Volk zu Volk", die unter Umgehung 
der traditionellen Diplomatie mit „Volksorga-
nisationen" im jeweiligen Partnerland gepflegt 
werden soll 18 ).

Diese. „Volksdiplomatie" wurde von chinesi-
scher Seite zum erstenmal in einem japanisch-
chinesischen Kommunique vom 17. März 1959 
namentlich erwähnt, worin sie nach Grundsatz 
(Nichttrennung von Politik und Wirtschaft), 
Methode (Pflege des Besucheraustausches) und 
Ziel (Herbeiführung diplomatischer Beziehun-
gen) erläutert wird 19 ).

Mit dieser besonderen Art der Diplomatie ver-
sucht die chinesische Regierung, Einfluß auf die 
Meinungsbildung in Japan zu nehmen und den 
politischen Entscheiduhgsgang zu ihren Gun-
sten zu beeinflussen. Mit der wachsenden Be-
deutung Pekings waren gewisse Erfolge dieser 
Bemühungen zu erkennen. So zeichnen sich 
seit einiger Zeit die großen japanischen Tages-
zeitungen durch eine bewußt pekingfreund-
liche Berichterstattung aus, mit der sie sich das 
Wohlwollen der Regierung in Peking und das 



Privileg zur Entsendung eines ständigen Kor-
respondenten in die c

20
hinesische Hauptstadt zu 

erkaufen suchen ).
Größere Resonanz aber finden die chinesischen 
Angebote erst seit dem Umschwenken Nixons 
auf seine neue Politik gegenüber der VR 
China, die die japanische Regierung plötzlich 
in eine prekäre Lage versetzte. Seit Bekannt-
gabe der Peking-Reise des amerikanischen 
Präsidenten setzen Presse, Rundfunk, Fern-
sehen, die Opposition im Reichstag und Ver-
einigungen wie der überparteiliche „Parlamen-
tarierbund für die Normalisierung des chine-
sisch-japanischen Verhältnisses" die Regierung 
zunehmend unter Druck210), um eine Revision 
der bisherigen China-Politik zu erreichen. Ein 
beinahe unverhüllter Opportunismus man-
cher Kreise in Japan kann nicht übersehen 
werden, ist aber aus der besonderen Lage 
Japans heraus zu verstehen. Die Ursachen da-
für sind:

20) Vor allem S. Matsumoto, in: Bunge! Shunj, 
Tokio, Nr. 12/1971, S. 124 ff. Zur Kritik an dieser 
Art der China-Berichterstattung der japanischen 
Presse siehe den Artikel des japanischen China- 
Experten, S. Eto, a. a. O., Nr. 4/1972. Dazu auch 
NZZ v. 15. 4. 1972.
21) S. den Bericht in der „Welt" vom 28. 7. 1971.
22) S. Die Welt vom 31. 8. 1971 und K. W. Bender 
in „Christ und Welt" vom 8. 8. 1971.
23) S. AFP vom 23. 2. 1972.
24) S. Die Welt vom 19. 2. 1971, 22. 4. 1971 und 
NZZ vom 15. 3. 1972.

25) Vgl. z. B. die Entschuldigungsgeste Satos und 
Fukudas vor dem japanischen Parlament (AFP vom 
29. 10. 1971 und Reuter vom 29. 2. 1972).
26) S. dazu Th. Ross in der FAZ vom 21. 2. 1972,
S. 7. Vgl. auch die Äußerungen Tschou En-lais ge-
genüber japanischen Parlamentariern im September 
1971 (AFP v. 17. 9. 1971 und UPI v. 3. 10. 1971). An
dieser Stelle ist von vier Bedingungen die Rede,
die sich aber inhaltlich völlig mit den vorher auf-
geführten fünf decken. S. dazu weiterhin T. Ishi-
kawa, Japan, China und das Dreieck, in: Das große 
Dreieck, Festschrift zum 65. Geburtstag von Klaus 
Mehnert, Stuttgart 1971, S. 71 ff. — Diese Bedingun-
gen stellen nur die in eine konkrete Form ge-
gossene und auf einen bestimmten Fall bezogene 
Haltung der chinesischen Politik dar, wie sie Mao 
Tse-tung bereits im Juni 1949 in einer Rede vor 
dem „Vorbereitungsausschuß für eine beratende 
Politische Konferenz“ verbindlich formuliert hat s 
Mao Tse-tung, Selected Works, Bd. IV, (Peking), 
S. 408.

1. Das verletzte Selbstgefühl der Japaner we-
gen der trotz vereinbarter Konsultationen in 
der Ch

22

ina-Frage ohne vorherige Ankündigung 
erfolgten Umorientierung der amerikanischen 
China-Politik durch Nixon ).
2. Die Furcht vor einem Interessenausgleich 
zwischen den USA und der VR China, der zu 
Lasten Japans ginge, wenn dieses nicht gleich-
zeitig seine Beziehungen z

23
u China auf eine 

neue Basis stellen würde ).
3. Das wirtschaftliche Interesse Japans am 
chinesischen Markt. Japanische Pressest

24

immen 
sprechen die Furcht aus, daß das Inselreich 
diesen für das Land so wichtigen zukünftigen 
Markt an die USA verlieren könnte ).

4. Schuldkomplexe gegenüber China wegen 
de

25

r expansiven Gewaltpolitik Japans zwischen 
1915 (21 Forderungen) und 1945 (Kapitulation 
Japans) ).

In jüngster Zeit hat die chinesische Seite 
ihre Bedingungen für eine Normalisierung des 
japanisch-chinesischen Verhältnisses erneut 
dargelegt. Sie finden sich in einem chinesisch-
japanischen Kommunique, das im Juli 1971 
anläßlich des Besuches einer Delegation der 
oppositionellen Komei-tö („Partei für eine 
saubere Regierung") unter Leitung ihres Vor-
sitzenden Takeiri in Peking veröffentlicht 
wurde. Darin werden fünf Prinzipien für eine 
Normalisierung der Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten genannt:

1. Peking ist die einzige legitime Regierung 
der Chinesen,
2. Taiwan ist eine interne Angelegenheit der 
Chinesen,
3. der Vertrag mit Taiwan muß annulliert wer-
den,
4. die VR China wird in die UN ausgenommen, 
5. Taiwan wird aus der Weltorganisation aus-
geschlossen 26).
Die beiden letzten Punkte sind inzwischen 
von den Ereignissen überholt. So hat Tschou 
En-lai, als er sich nach dem Regierungswechsel 



in Japan zu den Normalisierungsbestrebungen 
Tanakas äußerte, auch nur noch die drei ersten 
der genannten Bedingungen wieder aufgegrif-
fen 26a).
Zur vertraglichen Regelung der Beziehungen 
zwischen der VR China und dem Kaiserreich 
Japan gibt es neuerdings drei bedeutsame 
Äußerungen des chinesischen Ministerpräsi-
denten Tschou En-lai, die alle in die gleiche 
Richtung weisen:

1. Am 5. August 1971 äußerte er gegenüber 
dem amerikanischen Journalisten James Re-
ston von der „New York Times": „Wenn die 
Lage im Fernen Osten sich gegenwärtig ent-
spannt und Japan seine Ambitionen auf Korea 
und Taiwan aufgibt, mögen China und Japan 
in der Lage sein, einen gegenseitigen Nicht-
angriffspakt auf der Grundlage der fünf Frie-
densprin 27zipien zu schließen ).
2. Im September 1971 antwortete er dem LDP- 
Abgeordneten Kawasaki auf eine diesbezüg- 
liche Frage: „Der Abschluß eines Nichtangriffs-
paktes zwischen China und Japa

28
n wird ... im 

Interesse beider Länder sein." )
3. Zur japanischen Memorandum-Handelsdele-
gation am 20. Dezember 1971: „Wenn Japan 
und China diplomatische Beziehungen auf-
nehmen und ein gegenseitiger Nichtangriffs-
pakt auf der Grundlage friedlicher Koexist

29

enz 
geschlossen wird, können wir auf die USA und 
die Sowjetunion aufpassen." )

Auf japanischer Seite bemühte sich der ehe-
malige Ministerpräsident Sato seit geraumer 
Zeit um eine Verbesserung des Verhältnisses 
zur VR China. In einer Rede vor dem Reichs-
tag am 14. März 1969 führte er aus, daß sich 
Japan

30
 von China nicht bedroht fühle und keine 

feindselige Politik verfolge ).

Aus den Äußerungen Tschou En-lais geht ein-
deutig hervor, daß die Taiwan-Frage das 
Kernproblem der chinesisch-japanischen Be-
ziehungen darstellt. Die japanische Regierung 
befindet sich hier in einer schwierigen Lage, 
da sie das Regime in Taipeh aus weiter unten 
dargelegten Gründen nicht einfach fallenlas-
sen kann, die Regierung der VR China aber 
höchst empfindlich auf jeden Kontakt Tokios 
mit der Regierung Taiwans reagiertS1). Den-
noch war das Verhältnis der chinesischen Füh-
rung zu Sato differenzierter als es Pressever-
öffentlichungen erscheinen ließen. So äußerte 
sich Tschou En-lai am 11. Dezember 1971 beim 
Empfang des Gouverneurs von Tokio, Minobe: 
Sato habe seine Absicht, China zu besuchen, 
plötzlich angekündigt, ohne genügende Vor-
bereitung. Nixon hingegen habe seine Absicht 
schon vor drei Jahren China wissen lassen. 
China wolle Gespräche über die Normalisie-
rung der Beziehungen mit jedem Premier, 
außer mit Sato, aufnehmen, sobald Japan an-
erkannt habe, daß Taiwan ein Teil Chinas sei 
und den Friedensvertrag mit Taiwan annul-
liere*). Nun hat Sato seit Dezember 1969 im-
mer wieder den Wunsch geäußert, 

33
China zu 

besuchen ).  So plötzlich geschah diese Ankün-
digung demnach nicht. Aber Sato wurde in 
China als der Repräsentant einer Politik ange-
sehen, die sich durch ihre antikommunistische 
Haltung und ihre Loyalität gegenüber Taiwan 
nach chinesischer Auffassung eindeutig festge-
legt hat. Darüber hinaus verbindet Satos Bru-
der Kishi (Ministerpräsident vo

34

n 1957—1960) 
eine besondere Freundschaft mit Tschiang-Kai- 
schek 4).

26a) S. Asahi shimbun v. 7. 7. 1972.
27) S. New York Times vom 10. 8. 1971, S. 14 f.
28) S. Th. Ross, a. a. O.; einen solchen Nichtangriffs-
pakt hatte Mao Tse-tung bereits 1957 vorgeschla-
gen (AP vom 23. 4. 1957).
29) Th. Ross, a. a. O.
30) S. Th. Ross, a. a. O.; zu den Bemühungen Satos 
um einen Besuch in Peking vgl. das Sato-Interview 
in der „Welt“ v. 22. 9. 1971 und Jiji-Press v. 
28. 9. 1971.

31) S. u. a. Hsinhua v. 10. 3. 1971.
32) S. Th. Ross, a. a. O.
33) Seit dem Sieg der LDP bei den Reichstagswahlen 
von 1969 (s. UPI vom 30. 12. 1969).
34) Nichtsdestoweniger wurde am 7. 10. 1960 eine 
japanische Delegation empfangen, deren Leiter der 
frühere Industrieminister Takasaki war. Dieser lei-
tete während der japanischen Besetzung einen 
Schwerindustriekonzern in der Mandschurei und hat 
dort eng mit Kishi zusammengearbeitet; s. NZZ 
vom 16. 10. 1960.



Die über die innerjapanisehen Vorgänge gut 
informierte Führung Chinas hat offensichtlich 
den Wechsel im Amt des Ministerpräsidenten 
abgewartet, der für die Zeit nach der Rück-
kehr Okinawas in den Verband des Mutter-
landes (15. Mai 1972) angekündigt wurde. 
Trotz aller verbaler Unversöhnlichkeit hat 
Peking jedoch über verschiedene Kanäle 
Tokio immer wieder wissen lassen, daß es an 
Gesprächen durchaus interessiert sei und eine 
Übereinkunft anstrebe. Der Ausspruch des 
verstorbenen chinesischen Außenministers 
Marschall Tschen-Ji: „Wir passen unsere Ge-
fühle den Tatsachen an" kann geradezu als 
eine Maxime chinesischer Außenpolitik gelten, 
die weitaus weniger ideologisch als pragma-
tisch ausge 35richtet ist ).

Diese Pragmatik in der Japan-Politik Pekings 
wurde auch deutlich in dem auf Einladung 
Tschou En-lais erfolgten Besuch des ehemali-
gen Außenministers im Kabinett Satos und 
führenden Mitglieds der Liberaldemokrati-
schen Partei Japans, Takeo Miki, in der chi-
nesisch 36en Hauptstadt ).

Ministerpräsident Tanaka hat seinerseits der 
chinesischen Regierung einen deutlichen Wink 
gegeben, indem er Miki als Minister ohne 
Portefeuille in sein Kabinett aufnahm. Somit 
stellt die Einladung Tschou En-lais an Tanaka 
nur die logische Folgerung aus der vorange-
gangenen Entwicklung dar 36a).

Die Regierungsspitze der VR China hat nicht 
vergessen, daß der japanische Ministerpräsi-
dent Yoshida nach der Unterzeichnung des 
Friedensvertrages von San Franzisko am 
29. Oktober 1951 einen Vertrag mit der VR 
China abschließen und sofort eine Vertretung 
in Shanghai einrichten wollte37). Die USA 
zwangen ihn jedoch, von dieser Absicht Ab-
stand zu nehmen und statt dessen einen Ver-
trag mit Taiwan zu schließen, der dann am 
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27. April 1952 von einem zögernden Yoshida 
unterzeichnet wurde ).

35) Vgl. dazu die Entsendung eines Unterhändlers 
der japanischen Regierung nach Peking im März 
1972, um über schwebende Fragen von beiderseiti-
gem Interesse zu verhandeln. Grundlage dieser 
Gespräche soll die Bereitschaft Japans gewesen 
sein, die VR China als Vertreterin Gesamtchinas 
anzuerkennen (dpa und UPI v. 21. 3. 1972, vgl. 
NZZ v. 23. 3. 1972).
36) Miki hielt sich im April 1972 sechs Tage lang 
zu politischen Gesprächen in Peking auf; s. NZZ 
v. 15. 4. 1972.
36a) Diese Einladung wurde am 22. 7. 1972 ausge-
sprochen und vom Leiter der Ballettgruppe aus 
Shanghai, Sun Ping-hua, anläßlich seines Japan-Be-
suches überbracht (s. NZZ v. 13. u. 17. 8. 1972). Der 
Besuch Tanakas in Peking ist' für Ende September 
1972 vorgesehen (s. FAZ v. 7. 9. 1972).

37) S. die Meldung der NZZ v. 3. 12. 1959 mit der 
Erklärung Tschou En-lais, der Friedensvertrag Ja-
pan—Taiwan sei von Dulles gefordert worden; er 
sei eine Bedingung des Vertrages von San Fran-
zisko gewesen.
38) S. Archiv der Gegenwart, 1952, S. 3286. Tschou 
En-lai erklärte diesen Vertrag bereits unmittelbar 
nach seinem Abschluß für rechtswidrig, s. Archiv 
der Gegenwart, 1952, S. 3121 und Hsinhua v. 5. 5. 
1952.
39) S. FAZ v. 25. 2. 1972 und Die Welt v. 14. 2. 1972.

Die Neuorientierung der amerikanischen Ost-
asienpolitik, deren spektakulärer Höhepunkt 
die Reise Nixons nach Peking war, zwingt nun 
auch Japan, von der bisherigen, in Anlehnung 
an die USA verfolgten „Zwei-China-Theorie“ 
abzurücken und eigene Wege zur Wahrneh-
mung seiner Interessen zu gehen. Die Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen zur Mon-
golischen Volksrepublik und die Entsendung 
japanischer Di
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plomaten zu Gesprächen nach 
Hanoi — sehr zum Umwillen der USA — sind 
erster Ausdruck dieser Politik ).

Nachdem die USA in der Deklaration von 
Shanghai anerkannt haben, daß Taiwan ein 
Teil Chinas ist, betonte Außenminister Fukuda 
am 27. Februar 1972, daß der Standpunkt 
Japans von dem der USA nicht verschieden 
sei; Sato bezog am 28. Februar in einer Rede 
vor dem Haushaltsausschuß des japanischen 
Parlaments eine ähnliche Position. Wörtlich 
erklärte er: „Auf dieser Situation (der Auf-
nahme der VR China in die UN und der Aus-
schluß Taiwans) basierend, kann man sagen, 
daß Taiwan ein Bestandteil der VR China ist. 
Was aber die Behauptung anbelangt, daß das 



chinesische Festland und Taiwan untrennbar 
sind, so kann darüber nicht von Dritten befun-
den we 40rden." )

Nachdem aufgrund einer falschen Übersetzung 
diese Erklärung dahin ge
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hend interpretiert 
wurde, die japanische Regierung habe Taiwan 
fallengelassen ), stellte das Kabinett in 
Tokio in einer als „gemeinsame Ansicht" be-
zeichneten Verlautbarung seinen Standpunkt 
in der Taiwan-Frage noch einmal dar 42 ), Darin 
heißt es, daß Japan im Friedensvertrag von 
San Franzisko auf alle Souveränitätsrechte 
über Taiwan verzichtet und somit keinerlei 
Mitspracherecht bei der Festlegung des gegen-
wärtigen Status von Taiwan habe. Gleichzeitig 
aber betonte die Regierung ihr „volles Ver-
ständnis" für den Anspruch Pekings auf die 
Insel. Mit dieser Erklärung hat Sato sich sehr 
behutsam dem chinesischen Standpunkt ange-
nähert, ohne sich der chinesischen Bedingung 
auf Preisgabe Taiwans zu beugen430). Einen 
Schritt weiter geht der neue Außenminister 
Ohira mit der Erklärung, es sei „unvorstell-
bar, daß der Vertrag zwischen Japan und 
Tschiang Kai-schek weiter existieren werde, 
nachdem die Normalisierung der Beziehungen 
zu China vollendet sein wird". Vor dem 
Außenpolitischen Ausschuß des japanischen 
Unterhauses erläuterte er am 10. August 1972 

40) Wortlaut der Erklärung in: Nihon keizai shim- 
bun (Japanische Wirtschäftszeitung), Yomiuri shim- 
bun und Asahi shimbun v. 29. 2. 1972.
41) Vgl. z. B. Die Welt v. 29. 2. 1972.
42) Vgl. FAZ vom 7. 3. 1972.
43) S. die chinesische Stellungnahme zu dieser Er-
klärung In Hsinhua vom 10. 3. 1972. In ihr wird die 
japanische Auffassung, daß der Status von Taiwan 
noch zu bestimmen sei, als „Unsinn" abgetan.

diesen Satz dahin gehend, daß die japanische 
Regierung auf eine „politische* Lösung hofft. 
Eine solche Lösung könnte bedeuten, daß Ja-
pan den Vertrag von 1952 nicht völkerrecht-
lich für ungültig erklären brauchte, sondern 
daß Peking sich mit einer stillschweigenden 
Annullierung, allenfalls mit einem vagen Hin-
weis in einer gemeinsamen chinesisch-japani-
schen Deklaration zufrieden gäbe 43a). In jedem 
Fall wird sich eine Übereinkunft sehr schwie-
rig gestalten, denn als Folge des Vertrages mit 
Taiwan von 1952 bestehen vielfältige, vor al-
lem wirtschaftliche Bindungen zwischen beiden 
Staaten, die seitdem geknüpft wurden und 
nicht leicht zu lösen sind.

Insgesamt gesehen ist der VR China an einem 
Übereinkommen mit Japan schon aus Sorge 
um die Umklammerungsversuche der Sowjet-
union in Ost- und Südostasien einiges gelegen, 
denn durch ein neutrales Japan würde diese 
Flankenbedrohung deutlich abgeschwächt. Auf 
der anderen Seite liegt nach dem allmählichen 
Abbau der Konfrontation USA—China eine 
solche Verständigung auch im vitalen Interesse 
Japans, das jedoch seine Bindungen an Taiwan 
nur sehr behutsam und auf längere Sicht ge-
sehen lockern kann.

Japan und Taiwan

Die japanische Regierung weiß, daß ohne eine 
die VR China zufriedenstellende Lösung der 
Taiwan-Frage alle Bemühungen um eine Nor-
malisierung der Beziehungen Tokio—Peking 

fruchtlos bleiben müssen. Ihre Lage ist um so 
schwieriger, da nicht nur wirtschaftliche, son-
dern auch andere gewichtige Gründe gegen 
eine völlige Abkehr von Taiwan sprechen. 
Folgende zwei Punkte dürfen dabei nicht über-
sehen werden:

1. Taiwan ist für die nationale Sicherheitspoli-
tik des Inselreiches äußerst wichtig. Bei der 
extremen Abhängigkeit des Landes von über-

43a) S. dazu Hsinhua v. 8. 7. 1972 u. NZZ v. 13. 8. 
1972.



seeischen Rohstoffqu 44ellen ) kommt dem 
Schutze der Seeverbindungen eine wahrhaft 
lebenswichtige Bedeutung zu. Unter realisti-
scher Einschätzung der vorhandenen Kräfte 
und unter Berücksichtigung der geographi-
schen Lage können diese Seehandelsrouten im 
Krisenfall nur unter dem Schutz der Inselket-
ten geführt werden, die sich von Kyushu über 
die Riu-kius — Taiwan — Philippinen bis nach 
Borneo erstrecken45). Bräche aus dieser Kette 
das Glied Taiwan heraus, so würde die ganze 
Westflanke dieser Routen einem vom Fest-
land her angreifenden Gegner offen darliegen. 
Ein ihm zumindest nicht feindlich gesinntes 
Taiwan ist daher für Japan von allergrößter 
Bedeutung. Auf diesen Umstand
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 wollte Sato 
aufmerksam machen, als er Taiwan „einen 
wichtigen Faktor" für die Sicherheit Japans 
nannte ). Diesem Sicherheitsbedürfnis wäre 
durch zwei Alternativen Rechnung getragen: 

a) Der gegenwärtige Status quo bleibt erhal-
ten, d. h. Taiwan bleibt ein unabhängiger 
Staat mit freundschaftlichen, zumindest aber 
korrekten Beziehungen zu Japan, mit dem es 
durch gemeinsame wirtschaftliche und sicher-
heitspolitische Interessen verbunden ist. 

b) Taiwan wird Bestandteil der VR China. In 
diesem Fall gewänne der u. a. von Tschou 
En-lai angeregte Nichtangriffspakt zwischen 

“) Japan ist der größte Rohstoffimporteur der 
Welt. Bei Eisenerz, Kohle, Erdöl, Rohgummi, Kup-
fer, Bauxit, Nickel und Uran ist das Inselreich zu 
76—100% seines Bedarfs auf Einfuhren angewie-
sen. Dies sind insgesamt etwa 300 Mio t pro Jahr 
(Angaben nach Statistical Yearbooks of Japan, 
1971).
45) S. dazu H. Sekino, Japan and her maritime de- 
fense, in: Naval Review, Annapolis 1971, S. 100 ff.
46) Im Nixon-Sato-Kommunique vom November 
1969; vgl. F. de la Trobe in der „Welt“ v. 4. 1. 
1972; dazu H.-W. Vahlefeld, 100 Millionen Außen-
seiter, S. 296 f. Allerdings ist dabei zu bedenken, 
daß Japans Einfluß auf die Philippinen und Indo-
nesien zur Zeit noch recht unbedeutend und ledig-
lich wirtschaftlich wachsend ist. Zum japanisch-indo-
nesischen Verhältnis s. Heinzlmeier, Indonesiens 
Außenpolitik nach Sukarno, Europa Archiv 10/72, 
S. 359 ff.

47) S. dazu die Äußerung von A. Malraux (Die Welt 
v. 9. 11. 1971).
48) Zur Haltung der VR China in der Taiwan- 
Frage vgl. die Erklärung des stellv. Außenministers 
Chiao Kuan-hua in der Vollversammlung der Ver-
einten Nationen am 15. 11. 1971, veröffentlich in 
Peking Rundschau, Nr. 47 v. 23. 11. 1971, und das 
Interview Tschou En-lais mit dem japanischen Kor-
respondenten Goto von der Asahi shimbun am 
28. 10. 1971 (FAZ v. 8. 11. 1971).
49) In diesem Zusammenhang ist eine Äußerung 
Tschou En-lais aus dem Jahre 1957 recht aufschluß-
reich, in der er gegenüber einer Delegation der 
Sozialistischen Partei Japans zugab, daß Verhand-
lungen zwischen der VR China und Taiwan über 
das beiderseitige Verhältnis stattgefunden haben 
(AP v. 23. 4. 1957); auch das 1970 durch E Snow 
bekanntgewordene Angebot Mao Tse-tungs, Taiwan 
friedlich in die Volksrepublik China einzubeziehen, 
deutet in diese Richtung.
50) In japanischen politischen Kreisen wird die Auf-
fassung vertreten, daß die VR China sich nach der 
Ära Tschiang Kai-schek mit einer Anerkennung der 
„Ein-China-Theorie“ zugunsten Pekings durch Tai-
peh zufriedengeben wird.

China und Japan erhöhte Bedeutung, da mit 
ihm eine Neutralisierung Taiwans erreicht 
würde.

Das wachsende Gewicht Pekings im interna-
tionalen Kräftespiel und die zunehmende Ver-
einsamung des Regimes in Taipeh läßt — auf 
längere Sicht — die letzte Möglichkeit als die 
wahrscheinlichste erscheinen47 ). Denn trotz 
aller verbalen Kompromißlosigkeit Pekings bei 
der beiderseitigen Unversöhnlichkeit ist eine 
bewaffnete Auseinandersetzung zwischen Pe-
king und Taipeh äußerst unwahrscheinlich48 ). 
Die Zeit bis zum Ableben des jetzt 84jährigen 
Tschiang Kai-schek wird Peking durch politi-
sche Offensiven und diplomatische Manöver 
zu seinen Gunsten nutzen. Nach dem Tod des 
heutigen Staatschefs von Taiwan wären dann 
die Weichen für eine Annäherung Peking- 
Taipeh gestellt49 ). Eine solche Entwicklung 
wird auch in Tokio für die wahrscheinlichste 
gehalten, und man richtet sich in seiner politi-
schen Strategie daraufhin aus 50 ).

2. Japan ist Tschiang Kai-schek durch aus der 
Vergangenheit herrührenden ethisch-morali-
schen Gründen verpflichtet. Als die japani-



schen Armeen 1945 nach einem achtjährigen, 
mit unerhörter Erbitterung geführten Krieg in 
China die Waffen niederlegten, setzte sich der 
chinesische Generalissimus mit seiner ganzen 
Autorität für eine korrekte, den Regeln des 
Völkerrechts entsprechende Behandlung der 
entwaffneten Japaner ein. Die chinesischen Be-
hörden wurden angewiesen, eventuelle Aus-
schreitungen gegen Japaner mit aller Strenge 
zu unterdrücken und diese unbehelligt abzie-
hen zu lassen.

Im Friedensvertrag von 1952 verzichtete 
Tschiang Kai-schek auf die Zahlung von Repa-
rationen und wandte sich entschieden gegen 
eine Teilung Japans in eine amerikanische und 
sowjetische Besatzungszone51 ). Diese Groß-
zügigkeit hat Japan dem greisen Marschall bis 
heute nicht vergessen52 ). Zu Lebzeiten 
Tschiang Kai-scheks wird sich die Haltung Ja-
pans gegenüber Taiwan demnach nicht wesent-
lich ändern.

53) Zu dieser Kontroverse vgl. F. de la Trobe in 
der „Welt“ v. 22. 5. 1971. Das Kabinett Tanaka 
annullierte diesen Brief lediglich de facto, als 
einem für China bestimmten Fabrikprojekt derar-
tige Kredite zugesichert wurden; vgl. NZZ v. 30. 8. 
1972.
54) So beträgt die Entfernung von den Senkaku- 
Inseln nach Küre, dem größten Ölhafen Japans in 
der Bucht von Kagoshima auf Kyushu, nur rd. 
1100 km (600 sm) gegenüber 11 500 km vom Per-
sischen Golf.
55) Zu den Anstrengungen Japans zur Sicherung 
seiner Rohstoffquellen siehe die Ausführungen F. 
de la Trobes in der „Welt" v. 7. 2. 1972.
56) Vgl. den Artikel „Senkaku rettö-wa Nihonryö“ 
(Die Senkaku-Gruppe ist japanischer Besitz), in: 
Yomiuri shimbun v. 23. 3. 1972.

In letzter Zeit haben aber zwei Ereignisse 
eine gewisse Abkühlung des Verhältnisses 
Tokio — Taipeh hervorgerufen, denen im Zu-
sammenhang mit den Normalisierungsbestre-
bungen der japanischen Regierung gegenüber 
Peking einige Bedeutung zukommt:

1. Die Erklärung des japanischen Handels-
ministers Miyazawa vor dem Parlament im 
Mai 1971, daß sich seine Regierung nicht mehr 
an den Inhalt des „Yoshida-Schreibens“ gebun-
den fühle, da es nur für 1964 Gültigkeit beses-
sen habe, hat die Regierung in Taipeh nach-
haltig verstimmt. Damals hatte der japanische 
Alt-Ministerpräsident Yoshida Tschiang-Kai- 
schek in einem Brief versichert, daß Japan 
langfristige und niedrig verzinsliche Kredite 
der staatlichen Export-Import-Bank an die 
VR China nicht mehr zulassen werde. Dadurch 
wurden japanische Lieferungen aufgrund sol-

51) Zu dem japanisch-chinesischen Friedensvertrag 
Von 1952 siehe Archiv der Gegenwart, S. 3286. Der 
japanische Text nebst Zusatzprotokoll findet sich 
’n Nitchü kankei kihon shiryöshü, Tokio 1970, 
S. 32 ff.

52) S. F. de la Trobe in der „Welt" v. 2. 11. 1971. 

eher Kredite für die Folgezeit unterbunden. Die 
Kündigung dieser Vereinbarung sah Taipeh 
als einen Affront an, gegen den es „drastische 
Schritte* ankündigte, ohne aber bis heute 
irgend etwas zu unternehmen. Andererseits 
war die Äußerung des japanischen Handels-
ministers in erster Linie als ein demonstrati-
ver Akt in Richtung Peking zu verstehen, dem 
konkrete Abmachungen bisher nicht gefolgt 
sind533).

2. Weiterer Konfliktstoff hat sich in den letz-
ten Jahren vor allem In der Frage der territo-
rialen Zugehörigkeit der Senkaku-Inseln ange-
häuft. Diese acht winzigen, unbewohnten 
Inseln (Gesamtfläche 6,3 qkm), 370 km südöst-
lich von Okinawa und 220 km nordöstlich von 
Taiwan, sind zum Zankapfel zwischen Tokio 
und Taipeh geworden, seit die ECAFE 1967 
unter dem dortigen Küstenschelf reichhaltige 
ül- und Erdgasfelder festgestellt hat. Derartige 
Lagerstätten in unmittelbarer Nähe der japa-
nischen Erdölhäfen und -raffineri 54en )  sind für 
Japan bei seiner Rohstoffarmut von allergröß-
ter Bedeutung55 ). Es ist somit durchaus ver-
ständlich, wenn die Regierung in Tokio Ver-
handlungen über die Inselgruppe mit der Be-
merkung ablehnt, daß 

56
diese seit 1895 zu 

Japan gehöre ).

In diesem Streit befindet sich die japanische 
Regierung in einer recht günstigen Ausgangs-
tage, da sie ihren Anspruch mit eindeutigen 
Argumenten belegen kann. Die Inseln, auf die 



niemand Anspruch erhob, wurden bereits 1879 
nach dem damals üblichen völkerrechtlichen 
Prinzip der Erstbesitznahme durch Flaggenhis- 
sung von Japan in Besitz genommen und 1895 
gemäß Kabinettsbeschluß dem Gouverneur von 
Okinawa unterstellt. Im Friedensvertrag von 
San Franzisko sind sie als Teil der Riu-kiu- 
Inseln erwähnt, die am 15. Mai 1972 unter 
japanische Souveränität zurückgekehrt sind.

Demgegenüber ist der chinesische Anspruch 
äußerst vage. Man kann dort lediglich auf 
400 Jahre alte Dokumente verweisen, in denen 
von Fischerei- und Navigationsrechten im 
Tiao-yu-tai-Archipel — wie die chinesische Be-
zeichnung der Inseln lautet — die Rede ist. 
Die japanische Regierung hat dazu chinesische 
Urkunden aus dem Jahre 1920 vorgelegt, in 
denen die Senkaku-Gruppe als zur „Präfektur 
Okinawa des Kaiserlichen Japan" gehörig 
ausgewiesen wird57 ). In den 1970 gedruckten 
Atlanten der Inselrepublik Taiwan verläuft die 
japanisch-taiwanesische Grenze zwischen den 
Senkaku-Inseln und Taiwan.

57) S. dazu Tagesspiegel v. 10. 3. 1971.
58) S. Die Welt v. 24. 3. 1972 und Shimbun gepp, 
4/72 S. 49 f.: „Senkaku rett mondai" (Das Problem 
der Senkaku-Inseln).

58a) Nach NZZ v. 19. 7. 1972 hat Japan einige 
Schnellboote in den Bereich der Inselgruppe ent 
sandt.
59) S. Die Welt, a. a. O.
60) Vgl. F. de la Trobe in der „Welt" v. 8. 12. 1970:
61) Archiv der Gegenwart, 1956, S. 6032.

Dennoch hat die Regierung in Taipeh an gekün-
digt, daß sie die Tiao-yu-tai-Inseln bald ad-
ministrativ ihrer nordöstlichen Provinz anglie-
dern werde, was den damaligen japanischen 
Außenminister Fukuda zu einer scharfen Stel-
lungnahme und der Drohung mit „angemesse-
nen Maßnahmen" veranlaßt hat58 ). Bisher be-

wachten Einheiten der US-Navy die Insel-
gruppe, aber nach der Rückkehr Okinawas 
patrouillieren seit Mitte Juli 1972 japanische 
Marinestreitkräfte in den Gewässern um die 
Senkaku-Gruppe 58a). Eine weitere Verschär-
fung des Konflikts ist nicht auszuschließen, da 
Japan, für das diese zusätzliche Rohölversor-
gung große Bedeutung hätte, zu keinem Kom-
promiß in dieser Frage bereit ist.

Auch die VR China hat sich in die Auseinan-
dersetzungen eingeschaltet, denn in Fragen 
des nationalen Interesses vertreten die beiden 
verfeindeten chinesischen Regime stets den 
gleichen Standpunkt. Verlautbarungen aus Pe-
king bezeichnen die Inseln als „heiligen 
Boden" Chinas und die Inbesitznahme von 
1895 als erzwungen und daher unrechtmä-
ßig59 ). Die japanischen Ansprüche werden als 
„aggressive Umtriebe" verurteilt und zurück-
gewiesen60 ). Damit aber bildet der Streit um 
das Erdöl von Senkaku ein weiteres Hinder-
nis auf dem Wege zu einer Normalisierung 
der Beziehungen zwischen Tokio und Peking. 
Die Beziehungen Japans zu Taiwan befinden 
sich somit gegenwärtig in einer Phase des 
Übergangs und werden von Tokio recht dila-
torisch behandelt. Man will alles vermeiden, 
was den Gang der Normalisierung mit Pe-
king stören könnte und hofft auf neue An-
satzpunkte nach der Ära Tschiang Kai-schek.

Das Verhältnis zur Sowjetunion

Die UdSSR hat den Friedensvertrag zwischen 
den alliierten Mächten und Japan vom 8. Sep-
tember 1951 nicht unterzeichnet. Ihre Bezie-
hungen zu Japan stützen sich auf die „Ge-
meinsame Deklaration der UdSSR u

61
nd Japans" 

vom 19. Oktober 1956 ). In diesem Vertrags-
werk — denn um ein solches handelt es sich — 

gesteht die Sowjetunion Japan das Recht auf 
individuelle und kollektive Selbstverteidigung 
zu, d. h. das Recht, Streitkräfte zum Schutz 
des eigenen Territoriums zu unterhalten und 
Verteidigungsbündnisse mit anderen Staaten 
einzugehen.



Gegen die Rechtmäßigkeit des amerikanisch- 
japanischen Sicherheitsvertrages vom 8. Sep-
tember 1951, dem Vorläufer des Sicherheits-
pakts zwischen beiden Staaten vom Januar 
1960, hat damit die Sowjetunion keine Ein-
wände erhoben. Darüber hinaus verpflichten 
sich beide vertragsschließenden Parteien zur 
Nichteinmischung in die inneren Angelegen-
heiten des anderen. Die an dieser Stelle an-
gewandte Formel nimmt der Sowjetunion ein-
deutig die rechtliche Möglichkeit, eine ev
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tl. 
Intervention mit der „Feindstaatenklausel" 
der UN-Satzung rechtfertigen zu können ).

Nach dieser grundsätzlichen Klärung wäre 
einer stärkeren Annäherung Japans an die So-
wjetunion an sich der Weg geebnet gewesen. 
Es hat aber erst in letzter Zeit Überlegungen 
in dieser Richtung gegeben, worauf verschie-
dene sowjetisch-japanische Kontakte hinwei- 
sen. Wenn sich diese auch vornehmlich auf 
wirtschaftliche Fragen bezogen, so hat der Be-
such Gromykos in Tokio doch deutlich ge-
macht, daß von der Sowjetunion in ihrem Be-
mühen um Japan auch konkrete politische 
Ziele ins Auge gefaßt werden. Der Sowjet-
union geht es in Ostasien in erster Linie um 
die politische und strategische Einkreisung der 
VR China. In konsequenter Verfolgung dieser 
„Containment"-Politik werden die vorsichtigen 
außenpolitischen Neuorientierungsversuche 
der Nachbarstaaten Chinas entschlossen aus-
genutzt. Diese fürchten das durch den Abbau 
der amerikanischen Positionen entstehende 
Übergewicht der Volksrepublik und versu-
chen, die räumlich nahe Großmacht China 
durch eine starke, aber möglichst weit ent-
fernte Macht aufzuwiegen. Da diese Macht in 
der gegenwärtigen Lage nur die Sowjetunion 
sein kann, ergeben sich für sie gute Aussich-
ten, ihren Einfluß auf die Staaten dieser Re-

gion zu verstärken 62a). So konnte die UdSSR 
inzwischen in Thailand und auf den Philippi-
nen durch Abschluß von Handelsverträgen und 
die bereits vollzogene oder angekündigte Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen Fuß fas-
sen 63 ).

Unter den gleichen Aspekten sind auch Mos-
kaus Angebote an Tokio zu sehen. Mangels 
anderer geeigneter Ansatzpunkte versucht die 
Sowjetunion seit geraumer Zeit, über das An-
gebot zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit in 
Sibirien ihren politischen Vorstellungen in Ja-
pan stärkeres Gewicht zu verschaffen und das 
Inselreich in seine Strategie der Einkreisung 
Chinas mit einzubeziehen. Zunächst schien sich 
ein Erfolg der sowjetischen Bemühungen ab-
zuzeichnen, als Japan aus Verärgerung über 
die Behandlung, die ihm durch Nixon und Co- 
nally widerfahren war, sich zu Verhandlungen 
über ein umfangreiches Angebot bereit 
erklärte. Doch fiel inzwischen auf die anfäng-
liche Euphorie gewisser Kreise der japani-
schen Wirtschaft einiger Rauhreif, als die so-
wjetischen Bedingungen bekannt wurden. Die

63) Thailand begann im Dezember 1970 mit dem 
Abschluß eines Handelsvertrages, dem sich der Be-
such einer Wirtschaftsdelegation unter Führung von 
Wirtschaftsminister Atthakom im Mai 1971 anschloß 
(AFP v. 23. 5. 1971). Ebenso begannen die Philippi-
nen mit einer Politik der Öffnung gegenüber den 
kommunistischen Ländern Osteuropas (Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zu Jugoslawien und 
Rumänien im Januar 1972) im Bemühen um eine 
Auflockerung ihrer traditionellen außenpolitischen 
Bindungen (vgl. die Äußerungen des philippini-
schen Außenministers C. Romulo in der „Welt“ 
v. 28. 1. 1971 und des Staatspräsidenten F. Marcos 
am 24. 1. 1972 vor dem Kongreß in Manila (Reuter 
v. 24. 1. 1972). Zu den Beziehungen Moskau— 
Manila vgl. dpa v. 22. 3. 1972. Die in der ASEAN 
zusammengeschlossenen Staaten Malaysia, Thai-
land, Singapur, Indonesien und die Philippinen 
suchten in der Konferenz von Cameron Highlands 
(Malaysia) im Dezember 1969 erstmalig nach „asi-
atischen Lösungen für asiatische Probleme“. Eine 
Annäherung dieser Staaten an Peking zeichnet sich 
seit Mitte 1971 ab (vgl. L. Ruehl in der „Welt“ 
v. 20. 7. 1971 und den nach dem malaysischen 
Außenminister Tun Ismail benannten „Ismail- 
Plan“ einer Friedenszone in Südostasien; s. Die 
Welt v. 29. 11. 1971 und FAZ v. 10. 12. 1971).

62) Es handelt sich um Artikel 53, Abs. 1, Satz 3 
und Abs. 2 sowie Artikel 107; s. Die Charta der 
Vereinten Nationen mit Nebenbestimmungen. Text-
ausgabe, begründet von Dr. Walter Schätzel, Mün-
chen und Berlin 1963’.

62a) S. M. Gurtov, Sino-Soviet relations and 
Southeast Asia, in: Pacific Affairs, vol. 43, No. 4, 
1970/71, S. 491—505.



Angebote Moskaus waren bei weitem nicht so 
attraktiv, wie die japanische Seite es wohl er-
wartet 64 hatte ).

Die Sowjetunion wünscht eine japanische Be-
teiligung vor allem bei folgenden Projekten: 
1. Bau einer 4200 km langen Pipeline vom 
westsibiri
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schen Tjumen nach Nachodka am 
Japanischen Meer. Von den veranschlagten 
Kosten (ca. 3,8 Mrd Dollar) soll Japan einen 
Kredit von 1 Mrd Dollar bereitstellen ).
2. Bau einer Olpier für Tanker in Nachodka.
3. Kohleförderung in Jakutien.
4. Erschließung von öl- und Gasvorkommen 
auf dem Festlandsockel von Sachalin.

5. Bau eines Hafens in
66

 der Wrangel-Bucht 
(südl. Wladiwostok) ).
6. Verschiffung von Nutzhölzern nach Ja-
pan 67 ).
Die Verhandlungen darüber wurden nicht auf 
Regierungsebene geführt, sondern von den 
„Komitees für geschäftliche Zusammenarbeit", 
deren fünfte gemeinsame Tagung am 24. Fe-
bruar 1972 in Tokio zu Ende ging. Leiter der 
japanischen Delegation war kein Regierungs-
beamter, sondern der Präsident des Verbandes 
japanischer Wirtschaftsorganisationen, Uemu-
ra. Die sowjetische Delegation wurde von dem 
Ersten Stellvertretenden Außenhandelsmini-
ster A. F. Semi 68tschastow geführt ).

Soweit es das aufwendigste Projekt betrifft, 
den Bau einer Pipeline von Tjumen nach Na-

chodka und den damit verbundenen Milliar-
denkredit, reagierte der damalige Außenhan-
dels- und Industrieminister Tanaka ziemlich 
negativ. Er schlug anstelle eines so großen 
Bankdarlehens eine sowjetische Ausländsan-
leihe vor und lehnte Regierungsverhandlun-
gen über das Tjumen-Projekt ab69). Das 
sowjetische Kommunique sprach daher auch 
nur von einem „nützlichen Meinungsaus-
tausch" ohne konkrete Beschlüsse.

Die japanisch-sowjetischen Gespräche sollen 
erst 1973 in der UdSSR weitergeführt werden, 
während Expertengruppen bereits vorher Ein-
zelheiten miteinander abstimmen wollen70). 
Alles in allem bleibt festzustellen, daß es 
zwar einige Möglichkeiten einer erweiterten 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit gibt, daß 
diese aber noch längst keine konkreten For-
men angenommen haben und von Japan eher 
zögernd behandelt werden, was auch auf die 
Gegensätzlichkeit der sowjetischen und japa-
nischen Vorstellungen zurückzuführen ist. Ja-
pan versucht sich auf weite Sicht seinen Roh-
stoffmarkt zu sichern und Zugang zu den Roh-
stoffen zu gewinnen, während die Sowjet-
union lediglich an japanischen Krediten inter-
essiert ist und diese durch Rohstofflieferungen 
bezahlen will.

64) Vgl. den ausführlichen Bericht im Wirtschafts-
teil der „Welt" v. 3. 10. 1970; dort auch exakte 
Zahlenangaben.
65) Vgl. AFP vom 24. 2. 1972; als Gegenleistung 
soll Japan 30 bis 50 Mio t Erdöl jährlich erhalten, 
vgl. FAZ v. 25. 2. 1972.
•) Vgl. AFP v. 17. 2. 1970.

67) Diese Projekte werden in der TASS-Meldung 
v. 24. 2. 1972 angeführt; vgl. dazu auch „Ostinfor-
mation“ v. 25. 2. 1972, S. 14 f. Bisher hat sich Japan 
lediglich zur Beteiligung an der politisch unver-
fänglichen Verschiffung von Nutzhölzern bereit 
erklärt.
68) Über diese Konferenz siehe die Berichte „5. so-
wjetisch-japanische Wirtschaftskonferenz", TASS
v. 23. und 24. 2. 1972.

Diesen — begrenzten — wirtschaftlichen Mög-
lichkeiten stehen eine Reihe von Tatsachen 
gegenüber, die gegen eine Annäherung Ja-
pans an die Sowjetunion sprechen:

1. Der Gegensatz zwischen der VR China und 
der Sowjetunion läßt China höchst all-
ergisch auf jede etwaige Unterstützung der 
sowjetischen Stellung im Femen Osten 
reagieren. Nach bislang unbestätigten Mel-
dungen sollen die Chinesen Japan be-
reits haben wissen lassen, daß sie alle Kon-
takte abbrechen und alle Japaner ausweisen 
würden, falls Japan sich an dem Bau der stra-
tegisch wichtigen Pipeline Tjumen—Pazifik be-
teiligen würde71 ). Da die Normalisierung zwi-

69) S. Jiji-Press v. 23. 2. 1972.
70) S. Jiji-Press v. 23. 2. 1972.
71) Vgl. Th. Ross in der FAZ v. 2. 3. 1972. 



sehen Tokio und Peking aber absoluten Vor-
rang hat, wird Japan sich seine Haltung in 
dieser Frage sehr wohl überlegen müssen.

2. Die USA sehen in einem japanisch-sowje-
tischen Zusammengehen eine Verminderung 
ihres Einflusses auf Japan, das wirtschaftlich 
weniger von ihnen abhängig werden könnte. 
Das wachsende Engagement der Sowjetunion 
im pazifischen Raum wird ohnehin von den 
USA mit äußerstem Mißtrauen beobachtet. Ja-
pan sind aber die Hände weitgehend gebun-
den, da es noch längere Zeit wirtschaftlich und 
bezüglich seiner Sicherheit von den USA ab-
hängig sein wird.
3. Von allen drei Großmächten betrachtet Ja-
pan die Sowjetunion aus geschichtlicher Erfah-
rung zweifellos mit dem größten Mißtrauen. 
Dieses Mißtrauen sitzt tief und wurde jahr-
zehntelang durch den Interessenkonflikt zwi-
schen den beiden Staaten in Korea und der 
Mandschurei genährt. Der Bruch des Neutrali-
tätspaktes im Jahre 1945, als die Sowjetunion 
über das geschlagene, kapitulationsbereite Ja-
pan herfiel, blieb bis heute unvergessen.

4. Die UdSSR wird von Japan eindeutig als 
Hauptbedrohung angesehen. Die Stärke und 
Aktivität der sowjetischen Fernostflotte, die 
Aufklärungstätigkeit der sowjetischen Marine 
und Luftwaffe im See- und Luftraum um Ja-
pan sowie die Verstärkung der Raketenbatte-
rien in den Fernostprovinzen der Sowjetunion 
wird nicht nur als gegen die VR China gerich-
tet betrachtet. Der Ausbau der amphibischen 
Kapazität der sowjetischen Pazifikflotte wird 
argwöhnisch beobachtet ). So sind 4 der 13 
Divisionen des Heeres — daunter die einzige 
Panzerdivision Japans — auch mit eindeuti-
gem Schwerpunkt in Hokkaido, das wegen 
der Nähe sowjetischen Territoriums am ehe-
sten als gefährd 73et gilt, stationiert ).
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3) S. das japanische Verteidigungsweißbuch „Nihon 
no boei“ (Verteidigung Japans) 1970, S. 23 ff. und 
82 f.
• S. dazu Näheres In »Nihon no boei' und »Boei 
nenkan“ (Verteidigungsjahrbuch) 1970 und die dort 
Veröffentlichte Dislozierung der japanischen Streit-
kräfte.

5. Die Sowjetunion hat sich bis in die Jüngste 
Zeit beharrlich geweigert, die Kurilen-Frage 
überhaupt zu diskutieren, während Japan es 
ablehnt, mit der UdSSR einen Friedensvertrag 
zu schließen, wenn nicht die Südkurilen, die 
Japan als zu seinem Territorium gehörig be-
trachtet, an das Mutterland zurückgegeben 
werden ). Japan läßt keine Gelegenheit aus, 
um diese Frage immer wieder anzuschneiden. 
So forderte der damalige Außenminister Aichi 
am 13. 11. 1969 die Rückgabe dieser Insel-
gruppe und erklärte, nach der Rückgabe Oki-
nawas werde diese Streitfrage „zum größten 
Nachkriegsproblem des Landes“ 74a).
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Die japanische Regierung — welche Partei sie 
auch immer stellen mag — kann sich hierin 
auf die einmütige Zustimmung des Volkes und 
des Parlaments stützen (unter Einschluß der 
kommunistischen Abgeordneten). In der Tat 
stellt die Frage der Rückgabe der Südkurilen 
— entgegen einer mehrfach in deutschen Kom-
mentaren geäußerten Ansicht — eines der be-
deutsamsten und nach der Rückkehr Okina-
was am 15. Mai 1972 das letzte der territoria-
len Probleme Japans dar, kein japanischer 
Politiker würde eine Anerkennung der so-
wjetischen Annexion der Inselgruppe politisch 
überleben. Es scheint, als ob die Sowjetunion 
in jüngster Zeit bereit wäre, ih
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re bisherige 
unnachgiebige Haltung aufzugeben und über 
diese Frage zumindest zu sprechen ). Der 
Vorsitzende der sowjetischen KP, L. Bre- 
schnjew, erklärte dazu am 20. 3. 1972 wörtlich: 
„Die UdSSR und Japan sind kürzlich überein- 

7  2)S.  dazu die Ausführungen von M. Sailer in 
der „Welt* v. 30. 11. 1970. Im Vertrag von San 
Franzisko hat Japan auf die Kurilen verzichtet, 
jedoch wies der damalige Ministerpräsident Yo-
shida vor Unterzeichnung die sowjetischen An-
sprüche zurück, siehe Archiv der Gegenwart, 1951, 
S. 3100 ff. Auf diesen Vertrag kann sich dis UdSSR 
jedoch nicht berufen, da sie ihn nicht unterzeichnet 
hat. Rußland hat Im Vertrag von St. Petersburg 
1875 die Südkurilen Im Austausch gegen Süd- 
Sachalin (Karafuto) dem Kaiserreich Japan über-
lassen.
74a) Zitiert nach Europa Archiv 23/69, S. Z 247.
”) Vgl. zu dieser Frage den Bericht de la Trobes in 
der „Welt* v. 29. 1. 1972 und E. U. Fromms in der 
„Welt v. 20. 1. 1972. 



gekommen, Verhandlungen über den Ab-
schluß eines Friedensvertrages zu führen. .. 
Was uns betrifft, so sind wir bereit, mit Japan 
auf wirtschaftlichem als auch auf politischem 
Gebiet eine umfassende, gegenseitig vorteil-
hafte Zusammenarbeit aufzunehmen und zu 
entwickeln". Japan aber will bereits bei den 
Vorverhandlungen auf der vollständigen Rück-
gabe der Südkurilen bestehen 75a).

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die 
sich anbahnende Zusammenarbeit auf einigen 
Gebieten nicht über die weit klaffenden Ge-
gensätze zwischen Japan und der Sowjet-
union hinwegtäuschen darf, die die gemein-
samen Interessen bei weitem überwiegen, 
Engere Beziehungen sind aus den aufgezeig-
ten Gründen in absehbarer Zeit nicht zu er-
warten.

Japan und die USA

Die vielfältigen politischen, wirtschaftlichen 
und militärischen Verbindungen zwischen den 
USA und Japan sind seit 1951 die tragende 
Säule japanischer Außen- und Sicherheitspoli-
tik*). Spätestens nach Ausbruch des Korea- 
Krieges war der strategische Wert der japani-
schen Inseln und ihre Bedeutung für die Ver-
teidigung der asiatischen „Gegenküste" der 
USA gegen kommunistische Expansionsbestre-
bungen offenkundig. Infolgedessen begannen 
erste bilaterale Überlegungen betreffend die 
Eingliederung Japans in die Verteidigungs-
strategie des Westens schon im Jahre 1950 77 ), 
doch erst nach Abschluß des Friedensvertra-
ges von San Franzisko war das Inselreich zu 
einer eigenen Außen- und Sicherheitspolitik 
in der Lage. Letztere wurde erstmalig nach 
1945 am 27. September 1952 in dem Yoshida- 
Shigemitsu-Abkommen über eine Stärkung 

75a) Text der Rede Breschnjews in: Prawda v. 21. 3. 
1972. Zu den japanischen Forderungen s. NZZ v. 
19. 7. 1972 u. FAZ v. 18. 7. 1972.
76) Uber die Sicherheitspolitik Japans wird der Ver-
fasser an anderer Stelle gesondert berichten. Hier
wird nur insoweit darauf eingegangen, wie sie in 
unmittelbarer Beziehung zur Außenpolitik steht.
Zu den innenpolitischen Aspekten der Sicherheits-
politik s. Youn-Soo Kim, Die nationale Verteidi-
gung und die Selbstverteidigungsstreitkräfte Ja-
pans 1951—1970, in: Wehrkunde 6/72, S. 286—295.
77) S. dazu den Brief des damaligen alliierten Ober-
befehlshabers in Japan, General McArthur, an den 
japanischen Ministerpräsidenten mit der Forderung
nach Aufstellung einer Polizeistreitmacht (vgl. Sh. 
Yoshida, Japan im Wiederaufstieg, S. 177).

der Verteidigungskraft des Landes formu-
liert 78 ).

Bis heute blieb die Außen- und Sicherheits-
politik gemäß dem Friedensvertrag vom 
8. September 1951 und den Vereinbarungen 
in dem am gleichen Tag unterzeichneten 
Sicherheitsvertrag eng mit den USA verbun-
den. Unter dem atomaren Schutzschild Ameri-
kas konnte Japan ohne große Verteidigungs-
belastungen seinen bemerkenswerten wirf, 
schaftlichen Wiederaufbau durchführen und 
sich an die dritte Stelle der großen Industrie-
nationen emporarbeiten. Im Schatten dieses 
wirtschaftlichen Wachstums erfolgte der kon-
sequente Auf- und Ausbau der Streitkräfte ge-
mäß den Vereinbarungen des Sicherheitspak-
tes und fand seinen Niederschlag im ersten 
(1958—1960), zweiten (1962—1966) und dritten 
(1967—1971) Verteidigungsplan. Im Mai 1957 
hatte der Nationale Verteidigungsrat die 
Richtlinien der japanischen Sicherheitspolitik 
festgelegt, die unvermindert bis heute fortbe-
steh 79en ).

Nach der Verkündung der „Guam-Doktrin 
durch Präsident Nixon sah sich auch Japan 
vor die Notwendigkeit gestellt, einen größeren 
Beitrag zu seiner nationalen Verteidigung als

78) Vgl. Sh. Yoshida, a. a. O., S. 183, und das japa- 
nische Verteidigungsweißbuch, Defense of Japan 
(engl. Translation), Okt. 1970, S. 35.
79) Der genaue Wortlaut findet sich in: „Defense0 
Japan", S. 30 f.



bisher zu leisten 80). Tokio kam diesem Verlan-
gen mit dem vierten Verteidigungsplan (1972 
bis 1976) entgegen, der eine erhebliche Steige-
rung der Ausgaben
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 für Verteidigungszwecke 

vorsieht ).

Mit der Veröffentlichung des Verteidigungs-
weißbuches 1970 stellte die japanische Regie-
rung die Sicherheitspolitik des Inselreiches in 
einen größeren innen- und außenpolitischen 
Rahmen. Die bisherigen Grundsätze wurden 
ausdrücklich bestätigt, darüber hinaus aber 
auch einige neue Töne angeschlagen. Obwohl 
die drei nicht nuklearen Prinzipien weiterhin 
gelten, wird im Weißbuch der Besitz von 
Atomwaffen für den taktischen Einsatz, soweit 
sie Verteidigungszwecken dienen, als mit der 
Verfassung vereinbar erklärt82 ). Diese Aus-
sage hat zunächst weithin Erstaunen und — 
in einigen Nachbarstaaten — auch Beunruhi-
gung ausgelöst83 ). Doch abgesehen davon, daß 
es sich hierbei vorerst um eine theoretische 
Erörterung handelt, liegt in der Erklärung des 
Weißbuches nicht so sehr eine militärische als 
vielmehr eine politische Ambition. Japan be-
müht sich seit einiger Zeit um einen ständigen 
Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, 
dessen Mitglieder — nach der kürzlich erfolg-
ten Aufnahme der VR China — alle Atom- 
machte sind. Wenn auch vor Klärung des Ver-
hältnisses zu China kaum mit einer Aufnahme 
Tokios in dieses Gremium zu rechnen ist, strebt 
die japanische Regierung diesen ständigen Sitz

84) S. Defense of Japan, a. a. O., S. 32 u. die Aus-
führungen des früheren Außenministers Fukuda, 
The Future of Japan — U. S. Relations, in: Pacific 
Community, Tokyo, vol. 3, No. 2, Jan. 1972, S. 237 
bis 246.
85) So z. B. bei den Wirtschafts- und Finanzverhand-
lungen der amerikanisch-japanischen Ministerta-
gung vom 9.—10. 9. 1971 in Washington (s. dazu 
Die Welt v. 9—13. 9. 1971).
86) Vgl. AFP v. 23. 2. 1972 und den dort zitierten 
Artikel in der japanischen Wochenzeitschrift „Shu- 
kan gendai, 7/72, in dem eine gemeinsame chine-
sisch-amerikanische Haltung dem „Wirtschafts-

80 Vgl. dazu F. de la Trobe in der „Welt" v. 10. 3. 
1970; Japan hatte bis zu diesem Zeitpunkt weniger 
als ein Prozent seines Bruttosozialprodukts für die 
Verteidigung ausgegeben. 1969 waren es z. B.0,84°/ 
(Bundesrepublik: 3,35 °/o); das sind 7—8°/0 des 
Staatshaushaltes. 1971 betrugen die Ausgaben schon 
1,1 ’/o. Zu den Forderungen des amerikanischen 
Verteidigungsministers Laird s. Die Welt v. 10. 7. 
1971 und FAZ v. 12. 7. 1971. Vgl. auch R. M. Nixon, 
Die amerikanische Außenpolitik für die siebziger 
Jahre, a. a. O., S. 58.

) Vgl. dazu Sbi Nenkan (Rüstungsjahrbuch) 1971, 
S. 396 ff.
5 S. Defense of Japan, a. a. O., S. 40.

Vgl. Die Welt v. 26. 10. 1970 u. T. C. Rhee, 
Japan: „Security“ and „Militarism“, in: The World 
To<*ay,  London, vol. 27. No. 9/72, S. 390—400. 

als Fernziel an. Wenn hieraus auch das zu-
nehmende Selbstbewußtsein Japans spricht, 
so wird dennoch ausdrücklich festgestellt, daß 
— solange sich keine größeren Veränderun-
gen der internationalen Lage ergeben — das 
japanisch-amerikanische Bündnis unabdingbar 
für die Sicherheit und das Wohlergehen Ja-
pans 84ist ).

Zu diesem Bündnis gibt es auch heute noch 
keine brauchbare Alternative. Die Bindungen 
sind auf vielen Gebieten so eng, daß sie ohne 
erhebliche Nachteile für beide Partner nicht zu 
lösen wären. Zwar lehnte sich Japan unlängst 
gegen allzu offensichtliche Bevormundungs-
versuche der USA auf854), bleibt aber trotz sei-
ner wirtschaftlichen Kraft in entscheidendem 
Maße vom amerikanischen Markt abhängig. 
Nur dieser kann die Menge an japanischen 
Fertigprodukten aufnehmen, die die Wirt-
schaft des Inselreiches exportieren muß, um 
die für den Rohstoffimport benötigten Devisen 
zu erhalten. Weder die VR China noch die 
UdSSR wären hierfür ein vergleichbarer Part-
ner.

In jüngster Zeit sind jedoch Ansätze eines 
Umdenkens zu erkennen, die sich an den Mög-
lichkeiten der in Bewegung geratenen poli-
tischen und strategischen Szenerie in Ostasien 
zu orientieren versuchen. Die japanischen Poli-
tiker sehen sich der Tatsache gegenüber, daß 
Washington nicht gewillt ist, bei der Durch-
setzung seiner eigenen Interessen auf die japa-
nischen Probleme Rücksicht zu nehmen. Die 
Folge ist ein zunehmendes Mißtrauen gegen-
über de 86n USA ).



Zu diesem Mißtrauen trugen vier Ereignisse 
entscheidend bei, die in Japan als eine Brüs-
kierung der Regierung durch die Nixon-Admi-
nistration aufgefaßt werden:

1. Bei den Wirtschaftsgesprächen über die 
Begrenzung der japanischen Textilexporte in 
die USA boten die Amerikaner dem japa-
nischen Außenhandels- und Industrieminister 
Tanaka — einem möglichen Nachfolger Satos 
— den völlig unbekannten Beamten im US- 
Wirtschaftsministerium Jurich als Gesprächs-
partner an. Erst durch ernsthafte Vorhaltungen 
der japanischen Seite bereinigten die USA die-
sen diplom 87atischen Mißgriff ).

2. Die ohne vorherige Konsultation erfolgte 
Einführung der zehnprozentigen Importsteuer 
traf die japanische Wirtschaft besonders hart, 
deren wichtigster Handelspartner — wie oben 
dargelegt — die USA 88 sind ).

3. Die Neuorientierung der amerikanischen 
Chinapolitik mit der spektakulären Ankündi-
gung der China-Reise des Präsidenten über-
raschte die japanische Regierung völlig, da 
die Regierungschefs beider Länder 1969 in 
Washington übereingekommen waren, vor 
offiziellen Gesprächen mit Peking die beider-
seits interessierenden Fragen miteinander zu 
beraten ). Bei der besonderen Bedeutung der 
China-Frage und den ständigen Versuchen der 
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monstrum“ Japan gegenüber befürchtet wird. Vgl. 
auch A. Young, The impact of the Nixon Visit on 
Japans trade with China, in: The World Today, 
London, vol. 28. No. 8/72.
”) Vgl. FAZ v. 8. 11. 1971.
88) S. die Meldung im Wirtschaftsteil der „Welt" 
v. 17. 7. 1971 und die Analyse des japanischen 
Wirtschaftsrates, dargelegt in der „Welt“ v. 26. 8. 
1971.
89) S. Die Welt v. 20. 7. 1971 und 31. 8. 1971; vgl. 
dazu die Erklärung des japanischen Botschafters in 
den USA, N. Ushiba, vor dem nationalen Presse-
klub in Washington, die eine deutliche Mahnung 
an die Adresse der USA enthielt. Der Botschafter 
sprach u. a. von „mangelndem gegenseitigen Ver-
trauen“, das gegen die „beiderseitigen Interessen“ 
wäre; s. UPI v. 12. 8. 1971. Zu diesem Komplex 
vgl. die Ausführungen von J. Glaubitz in Europa 
Archiv 3/1972, S. 101 ff.

90) Sie fand vom 6.—8. Januar 1972 statt.
°) Vgl. AFP v. 23. 2. 1972.
92) Vgl. Th. Ross in der FAZ v. 2. 3. 1972. Der für 
den 15.—18. 4. 1972 angekündigte und wieder auf 
einen späteren Termin verschobene Besuch Kissi” 
gers in Tokio erregte neuen Unmut; vgl. FAt 
v. 13. 4. 1972.
93) S. Die Welt v. 7. 4. 1972.
04) Vgl. dazu vor allem Z. Brzezinski, Japans globa 
engagement, in: Foreign Affairs, vol 50, No 2, Jan 
1972, S. 270 ff., insbesondere die Seiten 275—2780 
H. Kitamura, Psychological dimensions of •

japanischen Regierung, ihr Verhältnis zur VR 
China zu normalisieren, wirkte die Erklärung 
Nixons wie ein Schock. Die japanischen Mas-
senmedien sprachen daher auch bald vom 
„Nikuson shokku“, der nach dem „doru 
shokku“ (Dollar-Schock) eine weitere Düpie-
rung der Regierung durch die USA darstellte 
und den nationalen Stolz der Japaner tief ver-
letzt hat. Sato mußte sich nach de

90
r Konferenz 

von San Clemente ) zu große Vertrauens-
seligkeit und Amerika-Hörigkeit vorwerfen 
lassen, was angesichts der ungelösten China- 
Frage seine Stellung nicht gerade verstärkte91 ). 

4. Trotz des dringenden Wunsches der Japa-
ner, Henry Kissinger oder einen Politiker ähn-
lichen Gewichts als Informanten über die 
Ereignisse der Nixon-Reise in Tokio zu emp-
fangen, sandten die Amerikaner lediglich den 
Unterstaatssekretär im State Department, 
Marshal Green, und stuften den japanischen 
Verbündeten damit genau so ein wie Singapur 
und Malaysia, die gleichfalls von Green be-
sucht wurden. Japanische Politi

92

ker nannten 
dieses Verhalten der US-Regierung „etwas 
merkwürdig" ).

5. Die neutrale Haltung der USA im Terri-
torialstreit um die Senkaku-Inseln haben dem 
Verdacht neuen Auftrieb gegeben, daß die 
nationalen Interessen Amerikas mehr auf 
einen Ausgleich mit China als auf Rücksicht-
nahme auf die Interessen

93
 des japanischen 

Bündnispartners gerichtet sind ).
Diese Ungeschicklichkeiten Washingtons kön-
nen erhebliche Folgen haben, denn weder 
Kränkungen noch Großmut werden in Japan 
jemals vergessen94 ). Alle diese Ereignisse ha-



ben jedenfalls dem persönlichen Ansehen des 
ehemaligen Ministerpräsidenten und seines 
Außenministers schwer geschadet und die Aus-
sichten des letzteren, Nach

95
folger Satos zu 

werden, entscheidend gemindert ).
So nimmt es nicht Wunder, wenn der Ruf 
nach einer unabhängigen, den nationalen 
Interessen Japans entsprechenden Außenpoli-
tik in allen politischen Parteien und

96
 Gruppie- 

rungen immer lauter wird ). Die bereits er-
wähnte Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zur Mongolischen Volksrepublik und Handels-
vereinbarungen mit Hanoi und Pyongyang 
sind erste Anhaltspunkte einer Neuorientie-
rung. In dieselbe Richtung weist auch die in 
letzter Zeit immer stärker geforderte »selb-
ständige Verteidigun 97g" ). Darunter ist 
zweierlei zu verstehen:

1. Eine Verstärkung der eigenen Verteidi-
gungsanstrengungen entsprechend der wirt-

Japanese Relations (Cambridge, Mass., Center for 
International Affairs, Harvard Univ. Press 1971, 
Occasional Papers in Int. Affairs Nr. 28). Vgl. 
auch das Yoshida-Interview von 1965, in dem 
der ehemalige Ministerpräsident geäußert hat: »Die 
USA wollen die Welt führen, können es aber nicht 
mit ihrer typischen amerikanischen Art zu denken" 
(zit. in der .Welt“ v. 8. 6. 1965).

95) Hinter Fukada stand allerdings die größte und 
gewichtigste Faktion innerhalb der Jimint (LDP) 
mit dem Sato-Bruder und ehemaligen Ministerprä-
sidenten Kishi. Diese Faktion übte innerhalb der 
LDP einen erheblichen Einfluß aus. So kam es auch 
bei der Regierungsneubildung unter Ministerprä-
sident Tanaka zu Spannungen mit der Fakuda- 
Faktion, als dieser zweien seiner Anhänger, Miike 
und Arita, den Eintritt ins Kabinett zunächst ver-
wehrte — aus Rücksicht auf einen von Tanaka 
übergangenen Teil seiner Anhänger. (Vgl. NZZ 
. 14. 7. 1972.) Auf weite Sicht aber gilt der 
ehemalige Generalsekretär des Verteidigungs-
amtes und jetzige Minister für Außenhandel und 
Industrie, Nakasone, als erster Anwärter auf das 
Amt des Regierungschefs. Er gilt allgemein als die 
dynamischste Persönlichkeit in den Reihen der LDP. 
Ihm wird auch am ehesten das »Spiel mit mehreren 
Bällen" zugetraut, dessen sich die japanische Poli-
tik bedienen muß, will sie ihre angestrebte Rolle im 
machtpolitischen Kräftespiel des Fernen Ostens er- 
folgreich gestalten.

96) S. Die Welt v. 20. 7. 1971.
97) „Jisshu boei“.

schaftlichen Stärke der Nation und ihrem 
wachsenden Gewicht in der Weltpolitik.

2. Die geistige Einstellung des Volkes gegen-
über der Notwendigkeit der nationalen Ver-
teidigung, um nicht in dieser Lebensfrage der 
Nation in die Abhängigkeit eines Partners zu 
geraten, denn das würde in der Folge das Ver-
trauen des Partners in die Zuverläs

98

sigkeit 
Japans und damit die nationale Sicherheit 
schwächen ).

In diesem Punkt besteht trotz gegensätzlicher 
Motivation eine Interessengleichheit der ame-
rikanischen und japanischen Politik, denn die 
„selbständige Verteidigung" entspricht genau 
der „Nixon-Doktrin“ 

99

mit ihrer Forderung nach 
einer größeren Eigenverantwortlichkeit des 
Bündnispartners ).

All diese Ereignisse lassen erkennen, daß 
Japan, obwohl der Sicherheitspakt mit den 
USA in der nächsten Zeit noch beibehalten 
wird, mit dem zunehmenden „Disengagement*
Amerikas eine wachsende außen- und sicher-
heitspolitische Selbständigkeit anstrebt und 
bereit ist, bei allmählicher Lockerung seiner 
Beziehungen zu den USA eine gesamtasia-
tische Verantwortung zu übernehmen. Dieser 
Neuausrichtung der japanischen Politik ver-
lieh Außenminister Ohira Ausdruck, als er 
äußerte: »Die Beziehungen Japans zu den 
USA, zu China und zur Sowjetunion sind alle 
miteinander verbunden... Für Japan sind 
die Tage vorbei, im Fahrwasser der USA zu 
treiben. Japan sollte jetzt unabhängige Ent-
scheidungen treffen und verantwortungsvolle 
Akte unternehmen." 99a Die Nixon-Administra-
tion hat inzwischen erkannt, daß sie Japan bei 
ihren Bemühungen um einen Ausgleich mit 
Peking nicht nur vernachlässigt, sondern auch 

’98) S. „Defense of Japan”, S. 31 f„ und M. Salier 
in der »Welt“ v. 25. 6. 1970.
99) Vgl. R. M. Nixon, Die amerikanische Außen-
politik für die 70er Jahre, a. a. O., S. 56 f.
•99a) Zit. nach Hsinhua v. 8. 7. 1972. Ohira hat seine 
außenpolitischen Vorstellungen dargelegt in dem 
Aufsatz ,A new Foreign Policy for Japan“, in: 
Pacific Community, Tokyo, vol. 3, Apr. 1972, S. 405 
bis 418.



unterschätzt hat und versuchte, diesen Fehler 
bei dem Treffen Nixon-Tanaka in Honolulu 
(31. 8.—1. 9. 1972) zu korrigieren. Die verän-
derte Einschätzung des fernöstlichen Partners 
durch die USA kommt schon dadurch zum Aus-
druck, daß — erstmalig in den Nachkriegsbe-
ziehungen der beiden Staaten — es der ameri-
kanische Präsident war, der um dieses Treffen 
nachsuchte und dem japanischen Ministerprä-
sidenten mit der Wahl des Tagungsortes auf 
halbem Wege entgegenkam.
Zwar konnten in den interessierenden Fragen: 
Normalisierung der japanisch-chinesischen 
Beziehungen, Verhältnis zu Taiwan, amerika-

nisch-japanischer Sicherheitsvertrag und den.
Differenzen um die Wirtschaftsbeziehungen 
gewisse Kompromisse und verbale Überein-
künfte erzielt werden 99b), doch verbirgt sich 
dahinter — insbesondere in der Frage der 
US-Stützpunkte auf japanischem Boden —ein 
allmählicher Wandel der Auffassung. Die ja-
panische Seite verhält sich hier sehr zurück-
haltend, da sie einem möglichen chinesischen 
Verlangen nach Einschränkung dieser Nut-
zungsrechte vorbeugen will. Desgleichen wird 
sich Tokio in der Taiwan-Frage nicht den 
Wünschen Washingtons beugen, sondern sich 
an seinen eigenen Interessen orientieren99c)).

”b) So erklärte sich Tanaka u. a. bereit, zur Min-
derung des amerikanischen Außenhandelsdefizits 
Waren im Wert von 1,1 Mrd. Dollar einzuführen 
(s. FAZ vom 2. 9. 1972 u. Th. Ross in FAZ v. 4. 9. 
1972).
99c) s. FAZ vom 31. 8. 1972 und NZZ vom 1. 9. 1972.
100) Vgl. dazu die Äußerungen des damaligen Ge-
neralsekretärs des Verteidigungsamtes, Nakasone, 
zit. in der »Welt“ v. 23. 7. 1970.
101) S. Nixon-Sato-Kommuniqu6 vom November 
1969; s. auch F. de la Trobe in der »Welt* v. 15. 5. 
1970.

Japan und Korea

Als unmittelbarer Nachbar Japans spielt die 
Republik Korea (Südkorea) im politisch-stra-
tegischen Denken der japanischen Führung 
eine sehr bedeutsame Rolle. Da dieser Staat 
mit Japan zusammen den südlichen Zugang 
zum Japanischen Meer beherrscht und geo-
graphisch eine Barriere gegenüber der VR 
China bildet, ist er als Sicherheitsfaktor von 
ausschlaggebender Bedeutung100). Minister-
präsident Sato hat diese Tatsache klar zum 
Ausdruck gebracht, als er Südkorea — neben 
Taiwan — als für die Sicherheit Japans we-
sentlich bezeichnete101 ). Und in der Tat wäre 
ein unter feindlichen Einfluß geratenes Süd-
korea eine sehr ernste Bedrohung der Sicher-
heit Japans. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt 

allerdings ist eine solche Entwicklung weder 
von der südkoreanischen Innenpolitik noch 
von der außen- und gesamtpolitischen Situation 
her zu erwarten.

Zusätzlich zu seiner Unterstützung Südkoreas 
versucht Japan seit einigen Monaten, auch mit 
der Volksrepublik Korea (Nordkorea) - 
parallel zu der erstrebten Annäherung an die 
VR China — ein besseres Verhältnis herzu-
stellen, zumal sich in diesem Gebiet die Kraft-
felder Chinas und der Sowjetunion über-
lagern 102).  Erstmalig gab die japanische Regie-
rung in Japan ansässigen Koreanern die 
Erlaubnis zur Fahrt nach Pyongyang zur Teil-
nahme an den Feiern zum 60. Geburtstag 
Kim II Sungs 103),  und der Gouverneur von 
Tokio, R. Minobe, hat eine Gruppe von sechs 
nordkoreanischen Politikern nach Japan ein-
geladen.

Nordkorea wiederum möchte volle diploma-
tische Beziehungen zwischen Tokio und 

102) Vgl. dazu Die Welt v. 23. 7. 1970.
1M) Nordkorea bemüht sich seit langem um POl 
sehe Einflußnahme auf die in Japan lebenden KoT 
aner. Zur Lage dieser Minderheit siehe die Aus 
führungen F. de la Trobes in der »Geistigen Wei 
v. 3. 4. 1971.



Pyongyang herstellen. Ein erster Schritt in die-
ser Richtung war die Unterzeichnung eines 
fünfjährigen Handelsvertrages zwischen der 
nordkoreanischen Regierung und einer über-
parteilichen japanischen Delegation im Ja-
nuar 1972. Wenngleich Tokio dieses Abkom-
men bislang auch noch nicht offiziell aner-
kannt hat, so zeigt es doch, daß es Nord-
korea in sein politisches Kalkül mit einbe-
ziehen möchte 104)  und damit die koreanische

104) Zu den Beziehungen zwischen Japan und Nord-
korea s. F. de la Trobe in der „Welt“ v. 29. 3. 
1972. Zur koreanischen Frage vgl. die ausführliche 
Erörterung von M. Abromowitz, Moving the gla-
cier: The two Koreas and the Powers (Adelphi 
Papers No. 80), International Inst, fort Strategie 
Studies, London 1971.

Halbinsel geographisch 
105

und strategisch als 
eine Einheit betrachtet ).

Die kürzlich aufgenommenen Gespräche zwi-
schen beiden Teilen Koreas mit dem Fernziel 
einer Wied

106

ervereinigung des geteilten Landes 
kommen somit der langfristigen politischen 
Strategie Japans durchaus entgegen ). Ob-
wohl diese Verhandlungen keine raschen Fort-
schritte erwarten lassen, wird Tokio doch 
ihren Fortgang mit äußerster Aufmerksamkeit 
beobachten, um der jeweiligen Lage entspre-
chend reagi 107eren zu können ).

105) Vgl. dazu Die Welt v. 23. 7. 1970 u. FAZ v. 
4. 9. 1972.
106) Zu diesen Verhandlungen s. FAZ v. 28. 4. 1972 
u. Die Welt v. 5., 6. u. 13. 7. 1972.
107) Vgl. NZZ v. 7. 9. 1972.



Günter Schmidt: Die Außen- und Sicherheitspolitik Japans im Kräftefeld Peking— 
Moskau—Washington

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 40/72

Gegenwärtig zeichnet sich in Ostasien eine Neuordnung im politisch-strategischen Kräfte-
feld zwischen Peking, Moskau und Washington ab, in dem Japan eine wichtige Position 
einnimmt. Die Frage ist, wer das durch den Rückzug der USA auf die pazifischen Rand-
positionen in diesem Raum entstehende Vakuum ausfüllen wird. Trotz Weiterbestehens 
des japanisch-amerikanischen Bündnisses wird Japan durch die Veränderungen im poli-
tisch-strategischen Gefüge Ostasiens zu einer wachsenden Selbständigkeit gezwungen, 
die seinem Streben nach Selbstverantwortung und größerer politischer Unabhängigkeit 
entgegenkommt. Die USA ihrerseits haben inzwischen erkannt, daß Japan ungeachtet 
des gegenwärtig getrübten Verhältnisses ihr wichtigster Verbündeter in Asien bleiben 
muß, daß sie ihr Verhalten gegenüber dem Inselreich jedoch den neuen Gegebenheiten 
eines selbstbewußten Japan anpassen müssen.

Für ein engeres Zusammengehen mit der Sowjetunion bietet sich nur ein begrenzter 
Spielraum. Moskaus strategisches Ziel ist die Eindämmung Chinas, ein Ziel, das es durch 
stärkere Einflußnahme auf die Staaten Nordost-, Südost- und Südasiens zu erreichen 
sucht. Obwohl diese Politik der Grund für den Annäherungsversuch an Japan ist, kann 
der Kreml gerade hierbei nicht auf die Unterstützung Tokios hoffen, da die Japaner sich 
dadurch in eine Frontstellung gegenüber der VR China hineinmanövrieren würden, die 
alle Normalisierungsversuche von vornherein zum Scheitern verurteilen müßte.

Die VR China wiederum wird sich ungeachtet ihrer wachsenden Stärke Japan gegenüber 
defensiv verhalten, da ihr vor allem daran gelegen sein muß, ihre langen, besonders im 
Bereich der Mandschurei gefährdeten Grenzen zur Sowjetunion zu sichern und eine 
sowjetische Umklammerung in Indochina und Südasien zu vereiteln. Sie muß einerseits 
alles vermeiden, was die Sowjets als Bedrohung ihrer Interessen ansehen und zu 
Gegenmaßnahmen herausfordern könnte, andererseits aber auch darauf bedacht sein, in 
ihrem Vorfeld ein Uberhandnehmen sowjetischen Einflusses zu verhindern. Daher wird 
sie sorgsam darauf achten, daß ihre Interessen in Nordkorea gegenüber denen der 
Sowjetunion gewahrt bleiben, womit sich beide Großmächte in diesem Gebiet gegen-
seitig in ihrem Spielraum einengen. Selbst nach einer Lösung des Taiwan-Problems im 
Sinne Pekings werden noch nicht alle Gegensätze zwischen China und Japan beseitigt 
sein, da Japan eine chinesische Hegemonie über Ostasien nicht hinnehmen kann, ohne 
daß hierdurch seine Sicherheitsinteressen unmittelbar gefährdet würden. Sicherheit und 
Prosperität des Fernen Ostens hängen also weitgehend von einer japanisch-chinesischen 
Übereinkunft ab, ohne die ein wahrer Interessenausgleich und damit eine politische 
Neuordnung, die Aussicht auf Bestand hat, in dieser Region nicht möglich ist.
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